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Erſcheint täglich

nachmittags 4 Uhr mit
usnahme der Tage nach Sonn

und Feiertagen.

Abonnementspreis

nonatl. 50 Pf., vierteljährl. 1.50 Mk.
ränumerando bei freier Zuſtellung.
Durch die Poſt bezogen 1.65 Mk.
z ſſtzeitungsliſte 62656 a, Nachtrag VII.
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für Halle und den Saalkreis.

Organ zur Wahrung der Jntereſſen der werkthätigen
Redaktion und Expedition: Geiſtſtraße 24, 2. Hof II.

c m 77 ATelegramm Abdreſſe: Jofs64a?t, Fallefaale.
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Jnſertionsgebühr
beträgt für die 4 geſpaltene

Petitzeile oder deren Raum 15 Pf.
für Vereins- und Verſammlungs-

anz eigen 10 Pf.

Jnſerate für die fällige Nummer
müſſen ſpäteſtens bis vormittags
10 Uhr in der Expedition aufge

geben ſein.

Bevölkerung.

ſr. 74. Halle a. S., Dienstag den l. Juli 1890. Jahrg.
A

Ueber Wahlbeeinfluſſungen.
Bekanntlich hat der Deutſche Reichstag das Recht,

die Mandate ſeiner Mitglieder zu prüfen und bei ein
gelaufenen Proteſten über die Gültigkeit oder Ungültig
teit einer Wahl zu entſcheiden. Es liegt alſo in der
Machtbefugnis des Reichstags zu unterſuchen, ob bei
einet Wahl ungeſetzliche Einflüſſe ſich geltend gemacht

haben. Nun iſt leider die Thatſache zu verzeichnen, daß
vorzüglich der letzte Reichstag hierin einſeitig gehandelt

hat. Die Majorität hat die Minorität vergewaltigt;
Wahlen von Mitgliedern der jeweiligen Majorität,
welche unter groben Geſetzesverletzungen zu ſtande
gekommen, wurden für gültig erklärt. Auch der jetzige
Reichstag macht hierin keine Ausnahme, das beweiſt
die Prüfung der Wahl des Abgeordneten Panſe im
Merſeburg-Querfurter Wahlkreiſe. Bei derſelben ſind
gröbliche Geſetzesverletzungen vorgekommen, trotzdem
haben die Herren von der Majorität dieſelbe unter der
Motivierung für gültig erklärt, daß die in dem Wahl-
proteſt betreffs der Gültigkeit der Wahl des Herrn
Panſe angeführten Thatſachen zum Teil unrichtig, zum
anderen belanglos wären. Leider ſind die belangloſen
und unrichtigen Thatſachen den deutſchen Wählern nicht
mitgeteilt und nehmen wir daher, da uns dieſer Tage
eine Abſchrift des eingeſandten Wahlproteſtes zuging,
Veranlaſſung, dieſelbe den Wählern zu unterbreiten, da-
mit ſie ſich aus den Vorgängen bei dieſer Wahl ein
Urteil über die Wahlprüfungen des jetzigen Reichstages
bilden können. Wohl alle Parteien mit Ausnahme der
ſozialdemokratiſchen werden offiziell dazu beſtimmt, die
Wahlhandlung zu leiten reſp. zu überwachen. Da nun
von dieſen ſogenannten Ordnungsparteien mitunter die
größten Wahlfälſchungen betrieben werden, ſo hat ſich
die ſozialdemokratiſche Partei veranlaßt geſehen, um
ſolche Unregelmäßigkeiten zu verhindern, auch ihrerſeits
durch ihre Abgeſandten ohne offizielle Einladung die
Wahlhandlung zu überwachen. Jm ſelben Sinne hatte
denn auch das ſozialdemokratiſche Wahlkomitee des
Merſeburg Querfurter Wahlkreiſes gehandelt und zu
dieſem Behufe einen Vertreter nach Nebra geſandt.
Trotzdem nun S 9 des Wahlgeſetzes für den deutſchen
Reichstag beſtimmt, daß die Wahlhandlung ſowie die Er-
mittelung des Wahlergebniſſes öffentlich iſt, wurde derſelbe
vom Wahlvorſtand aus dem Lokal verwieſen und als
er nicht gutwillig ging, vom Poliziſten, welchen der
Wahlvorſtand holen ließ, am Arm gefaßt und hinaus-
gebracht. Dasſelbe geſchah in Lodersleben, nur daß
hier der Amtsdiener den Vertreter herausbrachte. Auf
dem dortigen Rittergut Oberhof wurden die Arbeiter

und Knechte aufgefordert zur Wahl zu gehen, bekamen
vom Jnſpektor des Gutes in Briefformat gebrochene
Zettel und wurden dann vom Gärtner und Hofmeiſter
ins Wahllokal geführt, wo der Jnſpektor an der Wahl-
urne ſtand und aufpaßte, ob die Leute die von ihm
empfangenen Zettel auch abgaben. Hier war alſo auf
grund deſſen die Freiheit der Wahl den Leuten voll-
ſtändig genommen, wollten ſie nicht die Arbeit verlieren.
Die Leute des Herrn Rittergutsbeſitzer Ruhmer in
Gatterſtedt bekamen in einer Stube vor dem Wahllokal
von dem Jnſpektor des Gutes geſchriebene Zettel, an
der Thüre des Wahllokals, in welcher ſich Glasſcheiben
befinden, ſtand Herr Ruhmer ſelbſt und beobachtete die
Leute, ob ſie die empfangenen Zettel auch abgaben. Jn
Oberfarnſtedt ſcheint das Wahlgeſchäft dem Wahlvorſtand
langweilig geworden zu ſein, denn hier vertreibt er ſich
die Zeit mit den Herren Wahlgehilfen mit Kartenſpiel
während des Wahlgeſchäftes. Jn Barnſtedt öffnet das
Mitglied des Wahlvorſtandes Karl Trömel einen Zettel
und als dieſer auf die Kandidaten der ſozialdemokrati-
ſchen Partei Herrn Mittag- Giebichenſtein lautet, frägt
er erſt die anderen Mitglieder des Wahlvorſtandes, ob
derſelbe gelten ſolle; nach deren Bejahung legt er ihn
mit ven ſchmeichelhaften Worten in die Urne: „Den
Kunden kennen wir ſchon.“ Bei Schluß der Wahl
ſtellt ſich heraus, daß 180 Wähler ihr Wahlrecht aus-
geübt, ſich aber 181. Wahlzettel in der Urne befinden
trotzdem werden alle für gültig erklärt.

Jn Baumersroda iſt der Tiſchlermeiſter Ferdinand
Jakobi, welcher unter Kuratel des Herrn Eduard
Grober (derſelbe iſt Ortsrichter) ſteht, zur Wahl zu

gelaſſen Herr Grober war ſelbſt Wahlvorſteher, er
mußte wiſſen, daß der Mann nicht wahlberechtigt war.
Der Handarbeiter Friedrich Quasdorf hatte um die
Weihnachtszeit 30 Mark Armenunterſtützung bekommen,
wurde aber dennoch zur Wahl zugelaſſen. Als ein
Wähler bei Durchſicht der Wählerliſte vorgenannten
Arbeiter mit darauf verzeichnet findet, macht er Herrn
Grober darauf aufmerkſam und erhält zur Antwort:
„Das laſſen wir ſo.“

Herr Grober, der Wahlvorſteher, hat alſo in beiden
Fällen wiſſentlich gegen das Wahlgeſetz verſtoßen. Alle
dieſe Vorkommniſſe werden von mehreren Zeugen be-
wieſen. Noch ſo manches Jntereſſante enthält der
Proteſt, wir glauben aber das Vorſtehende wird ge-
nügen, zu beweiſen, wie die Wahl des Herrn Panſe
zu ſtande gekommen iſt. Wenn nach ſolchen Begeben-
heiten die daraus hervorgegangene Wahl dennoch für
gültig erklärt wird ſo braucht man ſich nicht zu

beeinfluſſungen und Geſetzesübertretungen von ſeiten der
Kapitaliſten wiederholen und wenn dann ſchließlich die
Menge, erbittert über das ihr zugefügte Unrecht, leider
zu Thätlichkeiten übergeht, die aber dann mit hohen
Freiheitsſtrafen geahndet werden, wie erſt kürzlich in
Hecklingen geſchehen iſt. Gerade die Herren Kapitaliſten
haben deswegen ſo wenig Achtung vor dem Geſetz,
weil man- ihnen ſehr viel durch die Finger ſieht,
während bei den Armen das Gegenteil der Fall iſt.
Das »allgemeine gleiche geheime Wahlrecht iſt eben in
den Augen der herrſchenden Geſellſchaft weiter nichts
als eine politiſche Heuchelei.

Bolitiſche Aeberſicht.
Am Sonnabend nahm der Reichstag in dritter

Leſung die Militärvorlage gegen die Stimmen der Frei-
ſinnigen, Sozialdemokraten, eines Teils des Zentrums
und der Deutſch-Hannoveraner an. Es folgt die
Geſamtabſtimmung über den Geſetz-Entwurf betr.
die Gewerbegerichte. Die Vorlage wird gegen die
Stimmen der Freiſinnigen, Volkspartei und Sozial-
demokraten angenommen. Hierauf wird in die erſte
Beratung des dritten Nachtragetats einge-
treten.

Der Reichstag ſtimmte dem Antrag auf Ver-
tagung bis zum 18. November zu und ſetzte gleich
zeitig den Wiederzuſammentritt der Arbeiterſchutz
kommiſſion bereits auf den 4. November feſt.

Da der Reichskanzler eine Vertagung des Reichs
tags bis Mitte November beantragt hat, ſteht das
Fallenlaſſen des Sozialiſtengeſetzes feſt, denn wenn die
Abſicht einer Verlängerung des Sozialiſtengeſetzes,
welches am 30. September abläuft, beſtände, ſo mußte
dieſelbe noch vor der Vertagung des Reichstags be
antragt und beſchloſſen werden.

Der Nachtragsetat, welcher dem Reichstag
am Freitag zuging verlangt für das zweite Halb-
j ahr dieſes Etatsjahres (1. Oktober 1890 bis 1. April
1891) an fortdauernden Ausgaben 8409 595 M.

und an einmaligen Ausgabln 64 873 738 M.
Die Ausgaben ſollen gedeckt werden durch Erhöhung
der Matrikularbeiträge um 8409 595 M. und durch
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Der übergroße Teil davon bezieht ſich auf die neue
Heeresverſtärkung.

Jnfolge der Ernennung des Oberbürgermeiſters
Müller von Poſen zum Juſtitiarius der Reichsbank
iſt das Reichstagsmandat desſelben (Marienwerder)

wundern daß ſich bei jeder Reichstagswahl Wahl- erloſchen.

10) Der tote Galt.
Novelle von Heinrich Zſchokke.

(Fortſetzung.)

„Will Mama ihm vielleicht mit uns entgegenfahren
Soll er heute ankommen? Hat ſie etwas geſagt
frug Friederike haſtig und trocknete mit dem weißen
Tuche ihre rotgeweinten Augen.

Waldrichs Blick verdunkelte ſich.
Halb unwillig ſagte er:

„O Friederike, es iſt nicht recht von Dir, daß Du
ſo fragſt! Glaubſt Du, ich könnte Dich noch ein-
laden, wenn mir ſo etwas nur ahnen würde? Wollte
Gott, er käme nicht, ehe ich fort wäre!“

„Wieſo denn fort
„Jn eine andere Garniſon. Jch habe dem General
ſchon an Deinem Geburtstage deswegen geſchrieben,
aber noch keine Antwort.“

Riekchen ſah ihn verdrießlich an, ſtand auf und ſagte:
„Georg nimm mir's nicht übel, das war aber nicht

recht von Dir!“
„Jch kann, ich will, ich darf aber nicht bleiben
„Waldrich, iſt das Jhr Ernſt? Sie werden machen,

daß ich Jhnen zeitlebens böſe werde!“
„Und Sie wollen meinen Tod, wenn Sie mich

zwingen, Jhr Hochzeitsgaſt zu ſein
„Sie ſollen nie zu meiner Hochzeit eingeladen werden!

Wer hat Jhnen geſagt, daß ich mein Jawort ſchon
gegeben

„Sie dürfen es richt verweigern
„Und, ach Gott, ich kann es doch nicht geben!“

ſchluchzte das Fräulein und verhüllte ihr Geſicht.
Auch Waldrich ward von ſeinem geheimen Schmerz

übermannt. Dies war das erſte Mal, daß beide unter
ſich den Gegenſtand berührten, obgleich er ihnen aus
dem Sinn gekommen war.

Am letzten Geburtstage, als beide zum erſten Mal
von der Gewißheit oder Möglichkeit erſchreckt wurden,
ſich in Zukunft nicht mehr das ſein zu können, was ſie
ſich bisher in unbefangener Fortſetzung jugendlicher
Gewohnheit geweſen waren, hatten ſie zum erſten Male
klar erkannt, mit welcher Liebe ſie aneinander hingen.

Beide betrachteten ſich, ſeit jenen verräteriſchen drei
Feſttagsküſſen, mit ganz andern Augen. Beide ver
ſtanden ſich, wußten, daß ſie liebten und geliebt wurden,
ohne es weiter einander mit Worten zu ſagen. Jn
beiden war plötzlich das ruhige, alles verſchönernde
Licht der Freundſchaft zur Flamme geworden. Beide
wollten dieſe vor einander verbergen, und erhöhten
damit nur die innere Macht derſelben.

Nach einer Weile trat Waldrich wieder zu ihr und
ſagte in treuherzigem Tone:

„Riekchen, dürfen wir noch miteinander verkehren
wie bisher

„Waldrich, können wir denn gegeneinander anders
werden als bisher

„Können? Jch? Das iſt unmöglich! Ach ich
wußte ſelbſt nicht, Riekchen, was mein Glück geweſen
Nun ich Dich verliere, weiß ich erſt, daß ich ver
loren bin.

„Verloren, Georg? Sage mir das nicht, und mache
mich nicht unglücklich! Es iſt ein entſetzliches Wort,
das! Sag' es nicht wieder

„Aber wenn er kommt
„Dann wird Gott ſorgen! Da, nimm meine Hand,

Georg, zehntauſendmal lieber verlob' ich mich dem toten
Gaſte! Aber Du ſagſt das weder dem Papa noch
der Mama! Jch will es Jhnen ſagen, wenn es Zeit
iſt. Nimm auf dies meine Hand und ſei meinetwegen
ganz ruhig.“

Er nahm ihre Hand und bedeckte ſie mit heißen
Küſſen.

„Es iſt ein Wort des Troſtes, Fräulein!“ ſagt er.
„Jch durfte es kaum erwarten. Aber ich nehme es
von Jhnen an. Brechen Sie es, ſo brechen Sie mein
Herz!“

„Und ſind Sie nun wieder froh und glücklich
75 ich war's noch nie ſo wie dieſen Augenblick!“

rief er.
„Fort!“ rief Friederike. „Die Mama wird Dich

erwarten. Fort, ich mache meine Toilette und fahre
mit Euch!“

Sie ſtieß ihn zurück und drängte ihn zur Thür,
aber an der Thür erlaubte ſie ihm einen Abſchiedskuß



Der Kriegsminiſter von Verdy du Vernois
hat, wie verlautet, ſein Entlaſſungsgeſuch eingereicht.

Herr Mi quel verabſchiedete ſich „mit ſchwerem
Denn am Freitag von den Stadtverordneten in
Frankfurt a. M., um ſein neues Amt am 1. Juli an-
zutreten. Er betonte dabei, daß er eine gerechtere
Verteilung der Staatslaſten anſtrebe; er wiſſe zwar
nicht, ob ihm dies gelingen werde, habe aber den red-
lichſten Willen dazu. Wir werden es ja bald er-

fahren!
Ueber Fürſt Bis marck's jetziges Verhalten

ſagt die Londoner „Times“: Seine Rede, ſeine Aeuße-
rungen und ſe ne Haltung im allgemeinen haben nicht
jene Ueberlegenheit über gewöhnliche Menſchen gezeigt,
welche die Welt von ihm erwartete. Jn Wahrheit, es
hat Staatsmänner von weit kleinerem Kaliber und
unendlich geringern Erfolgen gegeben, welche größere
Würde nach ihrem Ausſcheiden aus dem Staatsdienſte
bewieſen haben.

Wie die „Börſen-Ztg.“ erfährt, wollen auch die
Nationalliberalen in Kaiſerslautern vom Fürſten
Bismarck als Reichstagskandidaten nichts wiſſen;
dieſelben ſollen einem Gutsbeſitzer das Mandat des
bisherigen Abg. Miquel angetragen haben. Wir

en den Fürſten Bismarck ganz gern im Reichstage
ehen.

Aus Mülhauſen i. E. ſchreibt man der „Frankf.
Ztg.“: Die kaufmänniſche Welt unſerer Handelsſtadt
iſt nicht ſehr erfreut über die Ernennung des wohl-
bekannten Polizei-Jnſpektors a. D. Wohlgemuth zum
Konkursverwalter. Man fragt ſich, wie ein
Mann, der ſeine Funktionen als Polizei Inſpektor in
ſo eigentümlicher Weiſe verſah, ſich zum Konkursver-
walter eignet. Daß man Herrn Wohlgemuth ein be-
ſonderes Vertrauen entgegenbringen ſollte, iſt gewiß
auch nicht zu verlangen.

Wie ſchon wenige Tage nach Bekanntwerden des
deutſch engliſchen Abkommens ſich Stimmen fanden,
welche dasſelbe ſkeptiſch bekrittelten, ſo machen ſich auch
jetzt bereits in Hinſicht auf den neuen Finanzminiſter
Stimmen des Mißtrauens geltend. Namentlich ſind es
die Konſervativen, welche in der Ernennung des Herrn
Migquel zum Finanzminiſter eine Aenderung des durch
Bismarcks Verabſchiedung eingeleiteten alten Kurſes
und einen Schritt nach links erblicken. Wenn man
hiermit in Verbindung bringt, daß die Preſſe ſchon ſeit
langer Zeit Herrn Miquel nicht nur als Miniſter-
kandidaten, ſondern auch als einen Mann bezeichnete,
der auf die ſozialpolitiſchen Reformpläne des Kaiſers
von Einfluß geweſen ſei wozu er ja allerdings als
alter Marxianer ganz beſonders geeignet ſein mag
ſowie daß er jetzt als die rechte Hand des Kaiſers
wiederholt bezeichnet worden iſt, ſo iſt es ganz erklär-
lich, daß manchem hohen Beamten bei Betrachtung
dieſer Konſtellation nicht beſonders wohl zu Mute ſein
mag, wie denn die Konſervativen im allgemeinen wenig
Urſache haben dürften, der Entwicklung der Dinge hold
zu ſein. Und wenn man ſich erinnert, daß ſeinerzeit
Herr Migquel erklärte, das Sozialiſtengeſetz werde nicht
wieder verlängert werden, ſo iſt es nicht unmöglich,
daß nach dieſer Seite hin Herr Miquel von Einfluß
geweſen iſt. Es iſt daher auch leicht denkbar, daß
Herr Miquel im Miniſterium maßgebend und ein
Wechſel des bisherigen Syſtems im Sinne des aus-
geprägteſten Staatsſozialismus, als deſſen Anhänger
Herr Migquel in letzter Zeit häufig genannt wurde,
eintreten kann. Daß dabei für die Arbeiter Vorteile
herausſpringen, wird deshalb kein Sozialdemokrat an-
nehmen wollen, immerhin darf man aber auf die kom-
menden Ereigniſſe geſpannt ſein.

Frankreich. Die Militärkommiſſion der Depu
tirtenkammer hat auf Antrag des Kriegsminiſters eineVerſtärkung des Efeltivbeſtands der Kavallerie um

3000 Pferde vom Jahre 1891 ab beſchloſſen.
Das klingt wie eine Antwort auf die endgültige An
nahme der Militärvorlage.

Reichstag.
28. Sitzung vom 27. Jnni.

Eröffnung 11 Uhr.
Eingegangen: Vorlage, betreffend Vertag ung des Reichs

tages vom 8. Juli dis zum 18. November; ferner Nach
tragsetat für Zwecke der Militärverwaltung.

Auf der Tagesordnung ſteht die dritte Leſung des Ge'etz
entwurfs, betreffend die Gewerbegerichte. Es liegen eine
Anzahl Anträge vor von den Abgeordneten Auer (Soz.Dem.),
Eberty (freiſ.), v. Pfetten (Zentrum) und Ackermann
(Konſ.)

Jn der Generaldebatte bemerkt
Jog. Auer (Soz.Dem.): mit Rückſicht auf die Geſchäftslage

wollten ſeine Freunde ſich bei dieſer dritten Beratung kurz
faſſen. Er habe namens ſeiner Partei nur zu erklären, daß
ſie, ſo leid es ihnen thue, gegen das ganze Geſetz ſtimmen
würden, wenn die wenigen, heute von ihnen geſtellten Anträge
ſollten abgelehnt werden, wie das ja allerdings nach den Ab-
ſtimmungen der zweiten Leſung leider wahrſcheinlich ſei. Sie
beſchränkten ſich darauf, für das aktive und paſſive Wahlrecht
eine niedrigere Altersgrenze, ferner für die Frauen das aktive
Wahlrecht und ſodann noch die Beſeitigung der Vorrechte der
Jnnungsſchiedsgerichte zu verlangen. Auf alle übrigen Forde
rungen, die ſie in der zweiten Leſung geſtellt hätten, verzichteten
ſie. Anf jenen wenigen Fordernngen dagegen müßten ſie be
ſtehen. Und den Gegnern derſelben gebe er zu bedenken, ob
ihnen die Zuſtimmung ſeiner Partei zu dem Geſetze nicht ſo
viel wert ſei, um dieſe ihre wenigen Forderungen zu bewilligen,
wie ja auch Heinrich IV. „Paris eine Meſſe wohl wert“ ge
weſen ſei. Er wiederhole, bei Ablehnung ihrer Anträge
bei denen ſie ſogar, wenn auch ungern, auf die Erneuerung
des Verlangens, auch Arbeiter in Militär- Werkſtätten dieſem
Geſetze zu unterſtellen, verzichtet hätten würden ſie das
ganze Geſetz ablehnen.

Damit iſt die Generaldebatte beendet. Jn der Spezial-
beratung beantragt bei S der Abg. Ackermann die in zweiter
Leſung auf Antrag Harmening hinzugefügten Worte: „Die
Genehmigung des Ortsſtatuts darf nur verſagt werden,
wenn deſſen Beſtimmungen mit den Geſetzen in Widerſpruch
ſtehen“, wieder zu ſtreichen.

Ferner beantragt der Abg. Hahn (konſ.), zu beſtimmen, die
Nichtgenehmigung des Ortsſtatuts ſei mit Gründen zu verſehen.

Weiter beantragt der Abg. Porſch (Zentr.), daß für Ge-
nehmigung des Ortsſtatuts die höhere Verwaltungsbehörde des
Bezirks, in welchem das Gewerbegericht ſeinen Sitz hat zu
ſtändig ſei, ſofern es ſich um das Orsſtatut eines gemeinſamen
Gewerbegerichts für mehrere Gemeinden handelt.

Abg. Eberty (ſfreiſ.) bittet um Ablehnung des Antrages
Ackermann; hebe man die Einſchränkung des Genehmigungs-
rechtes der ſtaatlichen Behörde, welche man in zweiter Leſung
beſchloſſen, wieder auf, ſo bedeute das ein Mißtrauen gegen
die Gemeinde-Behörden, welches durch nichts berechtigt ſei.

Staatsſekretär v. Bötticher beſtreitet, daß es ſich hier bei
Erweiterung des Aufſichtsrechtes der Staatsbehörden um Miß
trauen handle. Vielmehr handele es ſich nur darum, daß die
Auſſichtsbehörde in die Lage komme, Ortsſtatuten auch aus
Zweckmäßigkeitsgründen die Genehmigung zu verſagen. Er
bitte deshalb, den Antrag Ackermann anzunehmen. Ebenſo den
Antrag Hahn, den er für durchaus zweckmäßig halte.

Jm Laufe der Debatte führt noch der
Abg. Harmening ffreiſ.) aus, er begreife nicht, wie man

es für gefährlich halten könne, wenn man die auf ſeinen An
trag angenommene Beſtimmung in dem Geſetz ſtehen laſſe. Am
allerwenigſten könne er begreifen, warum man um die Möz-
lichkeit zu beweiſen, daß eine Gemeinde einmal unzweckmäßige
Beſtimmungen in ihrem Ortsſtatut treffen könne, auf kleine
Gemeinden, womöglich Dörfer, verweiſe. Ein ſolcher Hinweis
wäre vielleicht angebracht geweſen, wenn man was gar nicht
geſchehen ſei die Gewerbegerichte obligatoriſch gemacht hätte.
Aber ſelbſt dann ſei kaum anzunehmen, daß irgend eine kleine
Gemeinde, der doch Beiſpiele von Ortsſtatuten großer Ge-
meinden in Fülle zur Verfügung ſtänden, aus ſich heraus ſo
erfinderiſch ſein werde, ein Ortsſtatut mit unzweckmäßigen Be-
ſtimmungen zu machen. Zu gunſten des unbeſchränkten Be-
ſtätigungsrechts der Staatsbehörde ſei ferner geltend gemacht
worden, es handle ſich um ſtaatliche Rechtspflege. Dem gegen-
über erwidere er, daß der Einfluß der Regierung auf jede
Art der Rechtſprechung ausgeſchloſſen ſein ſollte und iſt, daß

man alſo daher keinen Grund entnehmen könne, der Regiery
ein rich n Genehmigungsrecht zu geben.

Gegen die entſchiedene Linke wird jetzt der Antr
Ackermann und demnächſt die Anträge Hahn und Porſ

La a ſtres Wahtrecht Veiſther der s
paſſives Wahlre eiſitzer der Gewerr liegt der Antrag Auer vor, die llersgee

vom vollendeten 30. auf das 25. Lebensjahr herabzuſetzen
weiter zu beſtimmen, daß ſchon einjähriger (ſtatt weijährige,Aufenthalt im Bezirk das paſſive Wahlrecht Lerleiht

Die Abgg. Hirſch und Singer treten für den Antrag e
Abg. Porſch ſpricht gegen denſelben.

Gegen die entſchiedene Linke wird ſodann der Antrag Aue
abgelehnt. 8ei 8 12 iſt der Antrag Auer erneuert, das aktiy
Wahlrecht mit dem 21. Lebensjahr beginnen zu laſſen un
es auch den Frauen zu verleihen.

Abg. Auer weiſt darauf hin, wie der Beginn der aktiven
Wahlrechtes mit dem 21. Jahre nicht nur bei verſchiedenen he.
ſtehenden Gewerbegerichten vorhanden ſei, ſondern auch bei den
Berufsgenoſſenſchaften. Auch die Vorlage von 1878 habe eine
entſprechende Beſtimmung enthalten. Lehne man trotzdem ſeinen
Antrag ab, ſo ſei dies der beſte Beweis, daß man nicht, wie
Abg. Porſch ſagte, geleitet werde von Mißtrauen „gegen der
Menſchen“, ſondern c die jugendlichen Arbeiter Seht
wahr! links.) Die Ausſchließung der Frauen vom attide
Wahlrecht e in kraſſem Widerſpruch der r da
Frauen als Geſchäftsleiterinnen über das Wohl von oft Hunderten
entſchieden. Reine Philiſterei ſei es da, den Frauen das
Wahlrecht zu verweigern. Habe doch der frühere Kommunif
Miquel, der jetzige Finanzminiſter, in das Statut des fran-
furter Gewerbegerichts die Beſtimmung eingefügt: „Das Ge,
ſchlecht macht keinen Unterſchied“. Seinen Spuren ſolle man
hier folgen!

Abg. Bachem (Zentrum) widerſpricht dem nochmals, daß
Mißtrauen gegen die Arbeiter vorliege. Die Majorität werde
nur geleitet von der Sorge um die Vortrefflichkeit der Recht-ſprechung. Er für ſeine Perſon glaube allerdings, daß ein
Grund, den Antrag, betr. das 21. Lebensjahr, abzulehnen
eigentlich hier nicht vorliege. lAbg. Eberty verweiſt beſonders auf die gleichartige Ve-
ſtimmung in dem Krankenkaſſen- und in dem Unfallgeſetze.

Abg. v. Cuny (nat.lib.) erwidert, bei den Krankenkaſſen
handle es ſich um wirtſchaftliche Jntereſſen, hier um juris-
diktionelle!

Abg. Hirſch (freiſ.): Auch bei den Unfallſchiedsgerichten iſt
das Wahlrecht an das 21. Lebensjahr geknüpft, und dieſe Un-
fallſchiedsgerichte haben doch gewiß über mindeſtens ebenſo
wichtige Jntereſſen Recht zu ſprechen, wie die Gewerbegerichte!

Staatsſekretär v. Bötticher äußert ſich gegen den Antrag
Auer. Jn dem Unfallgeſetze ſtehe überdies nichts davon, daß
das Wahlrecht mit dem 21. Lebensjahre beginne. (Abg. Auer:
Ja wohl!) Nein, (Abg. Auer: Und doch, hier, im 8 41)
Nun, gleichviel, hier handle es ſich um ein politiſches Wahl
recht, und dieſes müſſe, gemäß anderen Analogien, erſt mit
dem 25. Jahre beginnen.

Die Debatte iſt damit beendet. Unter Ablehnung des
Antrages Auer wird der 8 12 in der Faſſung der zweiten
Leſung angenommen.

S 16 handelt von der Enthebung (im Abſatz 1) und von
der Entſetzung (im 2. Abſatz) eines Beiſitzers wegen Ve.
letzung ſeiner Amtspflecht.

Abg. Kauffmann ffreiſ.) giebt zu, daß es Fälle gebe, wo

Wie ein Trunkener ging er und meldete der Frau
Bantes Friederikens Entſchluß.

Wonnetrunken ſank Friederike auf einen Seſſel hin;
ſie verging im Traume ihrer Seligkeit und vergaß die
Spazierfahrt.

Der Wagen wartete. Frau Bantes ging endlich
ſelbſt die Tochter zu holen. Dieſe ſaß träumend da,
das Köpfchen von blonden Locken umringelt, auf die
Bruſt geſenkt, die gefalteten Hände im Schoß.

„Was ſinneſt Du? Oder beteſt Du?“ frug die
Mama.

„Jch habe mit Gott geſprochen.“
„Jſt Dir wohl
„Wie einem Engel bei Gott.“
„Dein Ernſt, Riekchen? Du ſcheinſt geweint zu

haben
„Ja, ich habe geweint! Aber ich bin nun glücklich,

Mama! Kommen Sie zum Wagen! Jch nehme nur
noch den Hut.“

Sie nahm den Hut und ſtellte ſich vor den Spiege,
unter welchem das roſafarbene Seidenband lag, welches
Waldrich um die Geburtstagsharfe geſchlungen hatte.
Sie nahm es und band es als Schleife um ihren Leib.

10.

Die Sage vom toten Gaſte.
Am folgenden Abend war im Hauſe des Herrn

in Herbesheim, was in andern Städten auch Kränz-

woche einmal freundlich und einfach zu bewirten, und

Bantes die gewöhnliche erſte Wintergeſellſchaft; ſo hieß

chen, Soiree, Thee u. ſ. w. genannt wird.
Unter den erſten Familien der kleinen Stadt ging

es nämlich der Reihe nach herum, ſich jede Winter-

mit Muſik, Geſang, Geſpräch, Spiel und Scherz den
langen Abend zu erheitern.

Zu bemerken iſt übrigens im Vorbeigehen, daß unter
Spiel kein Kartenſpiel verſtanden ward, wie es ge-
wöhnlich die armſelige Unterhaltung von Leuten zu
ſein pflegt, die zwiſchen Klatſchen und Langeweilehabenkeinen Mittelwe durch ein erheiterndes Geſellſchafts-

ſpiel kennen.
Dieſen Abend bei Herrn Bantes war aber weder

an Geſang noch Muſik, weder an Spiel noch Scherz
zu denken. Man ſah ſich in dieſem Kreiſe und dieſen
Winter das erſte Mal. Man hatte einander ſehr viel
zu ſagen, und weil in drei Tagen der erſte Advent
war, ſo kann man ſich denken, daß der tote Gaſt die
Koſten der Unterhaltung beſtreiten mußte.

Die jungen Frauenzimmer rümpften die Näschen,
oder ſtellten ſich doch etwas ungläubig. Manche war
froh, daß ſie keinen Bräutigam hatte, den ſie aber
vielleicht nach der Adventzeit nicht verſchmäht haben
würde, in mancher zog ſich das arme Herz bange zu-
ſammen, wenn ſie an jemanden dachte, der dem armen
Herzen angehörte.

Die älteren Frauen ſtimmten nach reiflicher Ueber-
legung ſo ziemlich überein, daß die Geſchichte vom

es notwendig werden könnte, über den Abſatz 1 hinanszugehen Da
und die Entſetzung vom Amte als Beiſitzer eines Gewerbe eine
gerichts erfolgen zu laſſen. Andererſeits ſei die gewählte Form: Au
„grobe Verletzung der Amtspflicht,“ zu elaſtiſch, um ſie ſtehen
zu laſſen. Es könnte ſonſt wohl jemand auf die Jdee kommen, Ta
eine grobe Verletzung der Amtspflicht liege bereits vor, wenn Fre
ſich das Mitglied des Gewerbegerichts ſozialdemokratiſchen ziel
Agitationen hingegeben, ſich vielleicht bei ArbeiterAusſtänden der
ganz beſonder thätig gezeigt habe. Die gegenwärtige Faſſung l
ſei deshalb eine zu weite, die ordentlichen Gerichte könnten ſich ha
eventuell eine Disziplinarbefugnis über die Beiſitzer der Ge bek
werbegerichte beilegen. Latet anguis in herba! Er empfehle we
daher und beantrage demgemäß, die Entſetzung nur zuzu- ſich
laſſen gegen den, der ſich „durch ſtrafbare Handlungen“
einer groben Verletzung der Amtspflicht ſchuldig gemacht habe. un

Abg. Stadthagen (Sozialdem.) bittet, den Abſatz 2 ganz ent
zu ſtreichen. Beſonders bedenklich ſei die Beſtimmung, daß fül
die Klage auf Entſetzung von der Staatsanwaltſchaft erhoben der
werden ſolle. Die Staatsanwaltſchaft am allerwenigſten habe i
das Vertrauen der Arbeiter. Der Staatsanwalt werde ſtets fiin
mehr geneigt ſein, gegen den Arbeiter vorzugehen als gegen He
den Arbeitgeber. Denn der Staatsanwalt ſei ſeiner ganzen va
Natur nach Vertreter der Partei im Beſitz gegen die Partei de
ohne Beſitz. Arbeiter und Arbeitgeber würden von dem Staats
anwalt verſchieden behandelt. Daß der Arbeitgeber den Arbeiter di
Du nenne, das finde der Staatsanwalt natürlich, im umge- ur

he
toten Gaſte nicht ſo ganz aus der Luft gegriffen ſt

ſein möge. ſchDie jungen Herren waren alle ohne Ausnahme un- ar
gläubig. Einige wünſchten, der tote Gaſt möge kommen E

und ihren Heldenmut verſuchen. FEin paar ältliche Herren drohten den jungen Groß- n
ſprechern warnend mit den Fingern. Einige junge h
Frauenzimmer ſtimmten ein, und es gab manche Neckerei, m
manches Wisſpiel und mutwilliges Gelächter. e

„Aber“, rief Herr Bantes mit drolligem Zürnen, it
„was iſt das für Wirtſchaft? Wohin ich den Kopf v
r toter Gaſt links und toter Gaſt rechts! Jſt h
J 2 eine Unterhaltung für meine lebendigen Gäſte? d
W amit, ſag' ich, lebendigere Unterhaltung! Keine v

kein Geflüſter von den Toten
nſehneg bin ich auch!“ ſagte der Kreisſteuer r
de ber r. „Lieber das gewohnte Pfänderſpiel! Wenn 1
n hen den lebendigen Gäſten ſo wenig zu
h ätte als vom hundertjährigen Beſuche des
3 J es, ſo würden wir ſicher ſein, daß unſern
jungen Schönen nie das Köpfchen verdreht würde.“

„Jch möchte eigentlich nur wiſſen, wie das alberne
Hiſtörchen in die Welt hinein geſchneit iſt!“ ſprach einRatsherr. „Die So ſe i ſo re wie
pa h kein näherer Umſtand davon bekannt, daß
ſich daraus allenfalls eine Romanze oder Ballade
ſchaffen ließe, damit es doch zu etwas tauge.“

(Fortſetzung folgt.)
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Antrag

n, daß
Auer:
8 41)
Wahl-

erſt mit

kehrten Falle finde derſelbe eine Beleidigung des Arbeitgebers
durch den Arbeiter. (Präſident von Levetzow erklärt, als
Redner weitere Beiſpiele für derartige ungleiche Behandlung
von Arbeitern und Arbeitgebern durch den Staatsanwalt zu

eben beginnt, daß er einen derartigen Vorwurf gegen ſtaat-
iche Behörden nicht dulden könne.) Redner ſchließt Ent
weder ſtreichen Sie dieſen Paragraphen, wie wir es Jhnen
vorſchlagen, oder zeigen Sie, indem Sie ihn an ehmen, daß
Sie eine Fülle von Mißtrauen gegen den Arbener und eine
Fülle von Furcht haben vor dem Gerechtigkeitsſinn, dem Wahr ſ
heitsſinn und dem Ehrgefühl der Arbeiter!

Unter Ablehnung des Antrages Kauffmann wird
jetzt der Paragraph in der Faſſung zweiter Leſung ange

ommen.
Bei S 25a beantragt das Zentrumsmitglied v. Pfetten

die ausnahmsweiſe Zulaſſung von Parteivertretern,
Rechtsanwälten. Die Befugnis zur Zulaſſung ſoll dem
Vorſitzenden zuſtehen. Der Antrag, rn den ſich die Abgg.
Oſann (natlib.), Eberty (freiſ.), Grillenberger (Soz.)
ausſprechen, wird abgelehnt.

Bei dem 8 69, welcher die Anwendung dieſes Geſetzes auf
die Arbeiter in Militär- und Marine- Werkſtätten
ausſchließt, erklärt

Abg. Hirſch (freiſ.) namens ſeiner Partei, dieſelbe verzichte
auf Erneuerung ihres Antrages aus zweiter Leſung lediglich,
weil derſelbe ausſichtslos ſein würde.

Bei 5 72 Fortbeſtehen der Zuſtändigkeit der Jnnungs-
ſchiedsgerichte für Gehilfen und Lehrlinge auch in Bezirken
mit Gewerbegerichten liegen wiederum Anträge Auer und
Eberty auf Streichung vor, außerdem Eventual-Anträge,
welche auf Abſchwächung des Paragraphen abzielen.

Jn der Debatte wird von den Abgg. Bachem und
Metzner (Zentr.) die u n des unveränderten 8 72
(nebſt Abſatz 3 des 8 12) befürwortet, während die Abgg.
Eberty und Grillenberger gegen denſelben namentlich
ſeine Unausführbarkeit geltend machen. Jeder Uebergang eines
Arbeiters von einem Jnnungs- zu einem NichtJnnungsmeiſter
bedinge eine Aenderung in den Wählerliſten zum Gewerbe
gericht. Selbſt die Regierung könne das Geſetz mit ſolchen
Paragraphen unmöglich für ausführbar halten, und für die
Arbeiter werde das Geſetz wie der ſozialdemokratiſche Ab-
geordnete wiederholt in ſolcher Form abſolut wertlos.

Gegen die geſamte Linke werden ſchließlich alle Ab
änderungs- Anträge abgelehnt, und 8 72 in der Faſſung
der zweiten Leſung angenommen.

Auch der Reſt des Geſetzes bleibt im weſentlichen unver-

ändert. xDem dem Präſidenten durch den Abg. v. Bennigſen über-
mittelten Wunſche, ſofort die Geſamtabſtimmung folgen zu
laſſen, kann nicht Folge gegeben werden, da der Abg. Meyer
freiſ.) Widerſpruch erhebt.

Sonnabend 11 Uhr: Vorlage, betr. Vertagung des Reichs
tages; dritte Leſung der Militärvorlage; erſte Leſung
des Nachtragsetats (für Militärzwecke); Geſamtab-
ſtimmung über die Gewerbegerichte; zweite Leſung des Nach
tragsetats (Beſoldungsverbeſſerungen).

Lokales.
Halle, 30. Juni.

e. Der konſervative Verein für Halle und den
Saalkreis hielt am Sonnabend im „Kühlen Brunnen“
eine Bezirksverſammlung für den 4. Stadtbezirk ab.
Auf der Tagesordnung ſtand die Beſprechung von H
Tagesfragen. Die Anregung eines Mitgliedes, die
Frage der direkten Steuern einer Beratung zu unter-
ziehen, wurde mit dem Hinweis darauf abgelehnt, daß
der neue Finanzminiſter eben erſt ſein Amt angetreten
habe und die Steuerreformpläne desſelben noch nicht
bekannt ſeien. Natürlich! man könnte ſonſt möglicher-
weiſe eine Stellung zur Steuerreform einnehmen, die
ſich nicht direkt mit den Anſichten der Regierung deckt
und der Regierung darf doch ein Konſervativer nicht
entgegen ſein. Wie reiner Hohn klingen auch die Aus-
führungen eines Redners, welcher meinte, die Stellung
der Konſervativen zur Steuerreform ſei klar, man be-
fürworte, um die Bedrückten zu entlaſſen, eine ſtärkere
Heranziehung des Kapitaleinkommens, da die Konſer-
vativen nicht im Jntereſſe der Hochſtehenden, ſondern
der Bedrückten arbeiteten, eine Stellung, welche auch
die Regierung einnehme und die infolgedeſſen auch zu
unterſtützen ſei. Und das ſagt man angeſichts der bis-
herigen Steuerpolitik der Regierung, die doch bisher
ſtets zum Nachteil der arbeitenden Bevölkerung aus-
ſchlug und darauf hinauslief, den beſitzenden Klaſſen
auf Koſten der beſitzloſen Vorteile zu verſchaffen.
Ein weiterer Beratungsgegenſtand betraf die ſoziale
Frage. Es handelte ſich dabei lediglich um eine Stellung-
nahme der Konſervativen zu der Frage, was nach Auf-
hebung des Sozialiſtengeſetzes die Zuknnft bringen werde,
wobei man es für notwendig hielt, der „Zügelloſigkeit“
Schranken zu ſetzen. Ein ſolches Mittel erkannte man
in dem Vorſchlag, den Beſuch der Volksverſammlungen
von der Wahlfähigkeit, alſo vom 25. Lebensjahre, ab-
hängig zu machen. Dann fehlte nur noch, daß man
das wahlfähige Alter, wie das ja ſchon verſchiedentlich
verſucht wurde, vom 25. auf das 30. Lebensjahr erhöhte.
Auf dieſe Weiſe könnte er größte Teil der Arbeiter
mit Leichtigkeit um ſein vornehmſtes Recht, das Wahl
recht, gebracht werden. Denn da diejenigen Arbeiter,welche erſtmalig wählen, infolge der füſgahrigen Legis-

Iaturperiode 32 Jahr im Durchſchnitt alt ſein müſſen,
ſo würde ein ſehr großer Teil derſelben in einem
Alter wahlberechtigt werden welches für eine große
Anzahl von Gewerken als die Durchſchnittsmortalitäts-
4fr gilt. Aus ſolchen Vorſchlägen mögen aber die

rbeiter erſehen, welcher Art die Arbeiterfreundlichkeit
der Konſervativen iſt. Man ſollte ſolche Vorſchläge in

Tee t an men e u dase ationsmaterial gegen di eifelhaftenAlbeitehenide iſt geg zweifelhaft

Die hieſige Univerſitätsbibliothek zählt gegen-
wärtig 186 146 Bände einſchließlich 1830 Hand-
ſchriften und 1061 kleineren ungebundenen Schriften.

Der hieſigen Realſchule iſt die e zur
Ausſtellung von Befähigungszeugniſſen zum Einjährig
freiwilligen-Dienſt erteilt worden.

Proletarier-Elend. Der in hohem Alter
tehende Arbeiter K. wurde dieſer Tage in der Nähe

des Südfriedhofes, wo er ſich durch Schwefelſäure zu
vergiften verſucht hatte, aufgefunden und nach ſeiner
benachbarten Wohnnng gebracht, wo er bald wieder
zu ſich kam. Körperliche Leiden und Furcht vor
beabſichtigter Unterbringung ins Siechenhaus waren die
bedauerliche Urſache zu dieſem Schritte des Lebens-
müden.

Arbeiterbewegung.
Am Sonnabend den 28. Juni fand eine öffentliche

Verſammlung der Fabrik und anderer Arbeiter in
Schade's Schützenhaus in Giebichenſtein ſtatt. Auf
der Tagesordnung ſtand: 1. Die Bedeutung der Zentral-
und der Lokal Organiſation. 2. Verſchiedenes. Zum
1. Punkt erhielt Herr Pein aus Hamburg als Referent
das Wort. Er bedauert zunächſt die ſchwach beſuchte
Verſammlung, dann die nichtgewerblichen Arbeiter, daß
ſie ſich ſo ſchwer bewegen laſſen den Vereinigungen bei-
r gegenüber den gewerblichen Arbeitern, da ſie

och wohl wüßten, daß ihnen immer nur der geringſte
Lohn zu teil würde. Redner weiſt dann darauf hin,
daß ſich die Arbeitgeber im ganzen Deutſchen Reiche
verbunden hätten, ebenſo müßten doch auch ſie ſich ver
binden, um eine Schranke zu ziehen. Desgleichen müßte
ein Geſetz geſchaffen werden, welches den Arbeiter vor
der Ausbeutung der Arbeitgeber ſchützt, denn die jetzigen
Geſetze ſeien ungenügend und vorläufig würden wir auch
nichts erreichéön, das bewieſen ſchon die jetzigen Ver-
handlungen im Reichstage. Referent betont weiter, daß
eine große Ueberproduktion ſich geltend mache und nicht
nur im Arbeiterſtande, ſondern auch unter den Beamten,
was daraus zu ſchließen wäre, daß auf eine ſolche
vakante Stelle ſich gleich eine ganze Anzahl Bewerber
fänden. Redner entſcheidet ſich für Zentral-Organi-
ſationen, eine ſolche könnte wohl mehr leiſten als eine
Lokal-Organiſation, hauptſächlich bei Streiks. Es
entſpann ſich hierauf eine lebhafte Diskuſſion und alle
Redner ſprachen ſich gegen die Zentral-Organiſation
aus, da man bei einer ſolchen mehr mit dem Geſetz
zu kämpfen hätte, womit ſich auch die Verſammlung
einverſtanden erklärte. Von Punkt 2 mußte wegen
vorgerückter Zeit Abſtand genommen werden.

Jn einer öffentlichen Arbeiterverſammlung in
Leipzig, die ſehr zahlreich beſucht war und in welcher

err Bringmann aus Magdeburg über „Urſachen
und Wirkungen der Hamburger Streiks und wie
ſtellt ſich die Leipziger Arbeiterſchaft hierzu“ referierte,
nahm man energiſch Stellung gegen die Arbeit-
gebervereinigungen, welche auf die Zerſtörung der
Arbeitervereinigungen gerichtet ſeien und hob hervor, daß
mit dem Unterliegen der Hamburger Arbeiter die geſamte
Arbeiterbewegung vernichtet würde und mahnte aus
dieſem Grunde finanziell und moraliſch mit allen
Kräften dahin zu wirken, daß die Arbeiter nicht unter
liegen. Durch die Annahme einer Reſolution erklärte
ſich die Verſammlung bereit, alle nur möglichen Kräfte
der Leipziger Arbeiterſchaft in Bewegung zu ſetzen,
um die Hamburger Arbeiter finanziell und moraliſch
zu unterſtützen. Ein weiterer Antrag, nach welchem
eine Verbindung der verſchiedenen Gewerkſchaften unter
der Leitung einer Kartellgewerkſchaftskommiſſion ins
Leben gerufen werden ſoll, fand ebenfalls den Beifall
der Verſammlung.

Vor einigen Tagen legte der Beſitzer der Eidel-
ſtedter Glashütte, Florian Zingg, ſeinen Arbeitern
ein Schriftſtück folgenden Jnhalts vor:„Da ich mich latſhioſſen habe, für die Folge keinen Arbeiter

weiter zu beſchäftigen, welcher einem Fachverein angehört, ſo
erwarte ich, daß mir von heute innerhalb 3 Tagen von allen
meinen Leuten eine diesbezügliche Erklärung, oder vielmehr,
auf meinem Kontor eine mit vollem Namen unterſchriebene
Beſtätigung ihres Austritts übergeben wird. Sollte ich
wider Erwarten bis zu dem genannten Zeitpunkt nicht im
Beſitz dieſer Unterſchrift ſein, ſo ſehe ich mich zu meinem
größten Leidweſen gezwungen, für Diejenigen, welche dabei
beharren dem Fachverein anzugehören, die beſtehende 14 tägige
Kündigung in kraft treten zu laſſen. Jch bin feſt davon
überzeugt, daß meine langjährigen treuen Arbeiter auch ferner
hin wünſchen, mit mir in Frieden weiter zu arbeiten, hoffe,
daß dem oben ausgeſprochenen Verlangen deshalb
prompt nachgekommen wird.“

Den Arbeitern dieſer Fabrik iſt folgendes Schreiben zur
Unterſchrift vorgelegt worden

„Wir erklären hiermit durch unſere Unterſchrift, daß wir,
ſo lange wir auf der Eidelſtedter Glashütte in Arbeit ſtehen,
keinem Fachverein angehören und keine diesbezügliche Ver
ſammlungen beſuchen werden. Jm Betretungsfalle ſteht
Herrn Zingg das Recht der ſofortigen Entlaſſung zu.“

Die Arbeiter ſind feſt S vorſtehendes nicht
u unterſchreiben und wollen ſich das Recht, einemFachveretn anzugehören, nicht nehmen laſſen. Ein

gleiches Anſinnen iſt von der Direktion des Flens
burger Glashütte an ihre ſämtlichen Glasmacher ge
ſtellt worden. Der Vorſtand des Flensburger
e der Glasarbeiter macht bekannt, daß die

irektion der genannten Glashütte von ihren Glas-

machern verlangt, bis zum 28. Juni die ſchriftliche Er
klärung abzugeben, aus dem Fachverein der Glasmacher
auszutreten, widrigenfalls ſofortige Kündigung eintreten
wird. Sämmtliche Mitglieder des Fachvereins haben in
einer Verſammlung am 24. Juni beſchloſſen, dem Ver
langen der Direktion nicht nachzukommen, vielmehr den
Kampf um die Erhaltung der Koalitionsrechts mit ihr
aufzunehmen. Ein Teil der Glasmacher wird am
5. Juli, ein anderer Teil am 19. Juli aus der Arbeit
treten, wenn die Direktion der Glashütte ihre Drohung
ausführt, was anzunehmen iſt. An alle Glasarbeiter
des Jn- und Auslandes ergeht daher das Erſuchen,
Zuzug nach den beiden Orten fernzuhalten und die für
ihr Recht Eintretenden kräftig zu unterſtützen. Für
Flensburg wolle man alle Sendungen richten an
Adolph Breves, Vereinsſtraße 9, Flensburg.

Eine Kenderung am Knochenbau des
menſchlichen Körpers,

die ſich langſam vollzieht und anſcheinend durch den
Einfluß unſerer Kulturverhältniſſe bedingt wird, erörtert
W. Pfitzner in einer anatomiſchen Unterſuchung. Der
Daumen und die große Zehe des menſchlichen Körpers
ſind, wie jedermann weiß, zweigliedrig, alle übrigen
Finger und Zehen dagegen dreigliedrig oder wurden
bisher gewöhnlich dafür gehalten. Pfitzner unterſuchte
eine größere Anzahl menſchlicher Fußſkelette und fand,
daß die kleine Zehe nicht ſelten zweigliedrig iſt, wobei
ſich denn deutlich erkennen läßt, daß das Mittel und
Endglied durch ein enges Jneinanderwachſen verſchmolzen
iſt, jedoch ſo, daß ſich die Grenzen der beiden Glieder
noch deutlich unterſcheiden laſſen. Pfitzner berechnet aus
ſeinen zahlreichen Beobachtungen, daß 36 Proz. aller
Skelette dieſe bemerkenswerte Erſcheinung zeigen, ſo daß
alſo etwa jeder dritte Menſch zweigliedrige kleine Zehen
haben würde; in der Regel ſind die kleinen Zehen an
beiden Füßen zweigliedrig. Bei Frauen wird die Er
ſcheinung öfter beobachtet als bei Männern. Man denkt
naturgemäß zuerſt an Schuhdruck und ähnlich in den
Bekleidungsverhältniſſen liegende Umſtände, welche dieſe
Verwachſung der urſprünglich getrennten Zehenglieder
veranlaßt hat; hiergegen ſpricht indes, daß bei Kindern
von der Geburt bis zum ſiebenten Lebensjahre die Ver
wachſung ebenſo oft wie bei erwachſenen Perſonen vor-
kommt und ferner, daß die Leichen, welche an die
Anatomie eingeliefert worden und an denen die Beob-
achtung gemacht wurde, nicht aus den Geſellſchafts-
kreiſen herrühren, die beſonders enge Schuhe tragen.
Aus allen dieſen Umſtänden ſchließt Pfitzner, daß die
kleine Zehe des Menſchen jenes Stadium durchmacht,
welches die Phyſiologen als „Rückbildung der Glied-
maßen“ bezeichnen. Dieſe Rückbildung findet ſtatt, ohne
daß man eine mechaniſch wirkende äußere Urſache nach
weiſen kann. Ebenſo wie die Entwickelung und Form
der Gliedmaßen durch deren Benutzung bedingt wird,
ſo findet bei andauernder Nichtbenutzung derſelben der
Vorgang der Rückbildung ſtatt. Aus dieſen Verhält
niſſen ſchließt nun Pfitzner, daß die kleine Zeche des
Menſchen im Begriffe ſteht, rückgebildet zu werden und
zwar iſt dies namentlich zu folgern aus der Rückbildung
der zu den Knochen gehörigen Muskulatur. Der ganze
Vorgang iſt deswegen ſo intereſſant, weil wir ihn noch
in ſeinen Anfängen vor uns haben und doch mit Sicher
heit den Ausgang abſehen können: die ſchließliche Zwei-
gliedrigkeit der kleinen Zehe. Es fragt ſich, ob damit
die eingeſchlagene Rückbildung beendet ſein wird, oder
ob ſie nur der erſte Akt zur gänzlichen Rückbildung
der fünften Zehe iſt? Pfitzner neigt zur Bejahung
dieſer letzteren Frage, muß jedoch zugeben, daß die Be-
weisführung hierfür noch Lücken aufweiſt, die erſt durch
allmähliche weitere Unterſuchungen ausgefüllt werden
können. Hierzu kommt, daß die Unterſuchung der
kleinen Zehe am lebenden Körper bezüglich der Feſt-
ſtellung der Zweigliedrigkeit Schwierigkeiten verurſacht
und ſelbſt von einem Anatomen nur mit Mühe gemacht
werden kann. Vor allem wird es darauf ankommen,
dieſe Unterſuchungen auch auf andere Völker auszu-
dehnen, die garnicht oder erſt ſeit kurzer Zeit Schuh
zeug oder Sandalen oder dergl. tragen und die Folge
der Pfitzner'ſchen Beobachtung wird natürlich ſein, daß
die bei uns ſo häufig zum Beſuche erſcheinenden fremden
Völkerfamilien in Zukunft nicht bloß, wie bisher auf
ihre Schädelform und die äußere Form des Körpers
von den Gelehrten geprüft und gemeſſen werden, ſondern
daß ſich eine genaue Unterſuchung bis auf die „kleine
Zehe“ dieſer Menſchen erſtrecken wird. Für das phyſio-
logiſch wichtige Problem, wie die Gliedmaßen des
menſchlichen Körpers ihre gegenwärtige Form erhalten
haben, iſt das Ergebnis dieſer Unterſuchungen von
Wichtigkeit.

Vermiſchtes.
Ein großartiges unterirdiſches Feruſprech

netz, wie es nirgend ſeinesgleichen hat, wird Berlin
jetzt erhalten. Zu dieſem Behufe läßt die Telegraphen
Verwaltung zur Zeit in den Straßen eine impoſanteMenge Mſeiſerner Röhren legen, ein Netz, das ſich zu

mehr als 40 000 Meter erſtreckt. In dieſen
r en m die iſolirten Kupferleitungen. Die Kabel



werden in ihrer Länge rund 150 000 Meter und die
Leitungen ſomit etwa 4 250 000 Meter erreichen. Ein
Heer von Baubeamten und Arbeitern iſt im Wetteifer
mit der Herſtellnng des umfaſſenden Werkes beſchäftigt,
das einen Koſtenaufwand von faſt 2 Millionen erfordert.

Jn Meißen wollte ein Gutsbeſitzer mit ſeinem
fein dreſſierten Hunde paradieren und warf in
Gegenwart anderer Hundekenner ſeinen neuen Hut in
die Elbe. „Apporte, Sultan, apporte!“ Doch der
Köter ging abſolut nicht in das Waſſer und der
glückliche Hundebeſitzer konnte nichts weiter thun, als
ſich beim nächſten Hutmacher einen anderen Hut kaufen.

Briefkaſten.
V. F., Querfurt. Wenn wir alle dieſe Vorkommniſſe

regiſtrieren wollten, hätten wir für den eigentlichen Zweck
unſeres Blattes gar keinen Raum übrig. Jn der Hauptſache
muß darauf Acht gegeben werden, daß in den Reſtaurationen,
welche von Arbeitern frequentiert werden, unſer Blatt aus-
liegt. Beſten Dank für Jhre Bemühung arbeiten Sie nur
ſo weiter. Gruß!

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, 28. Juni.

Aufgeboten: Der Schneider Friedrich Franz Kohl und
Auguſte Amalie Patzer (Ranniſcheſtraße 7 und Leipzigerſtraße 6).
Der Handarbeiter Ludwig Weiß und Thereſe Auguſte Emma
Otto (Thomaſiusſtraße 3 und Spitze 33). Der Bäcker Karl
Emil Jacobi und Friederike Minna Rappſilber (Alter Markt 20
und Giebichenſtein).

Eheſchließßungen Der Schmied Ernſt Naumann und Amalie
Henriette Alwine Schwarz Wuchererſtraße 34 und Garten

aſſe 10). Der Former Traugott Adolf Schrödter und Emilie
Friederike Karoline Marie Mehlitz (Graſeweg 17). Der Sattler
Wilhelm Bartels und Johanne Auguſte Hedwig Amberger
(Graſeweg 16 und Ackerſtraße 3). Der Handarbeiter Karl
Guſtav Richard Ruft und Anna Bertha Rühlmann (Große
Märkerſtraße 18 und Liliengaſſe er Kaufmann Bern
hard Roſenberg und Marie Amalie Eliſabeth Dietjens
(Ranniſcheſtraße 10 und Alter Markt 14). Der Velociped
fabrikant Franz Oskar Beſcherer und Mathilde Helene Martha
Amthor (Zeitz und Magdeburgerſtraße 49). Der Kürſchner
Friedrich Traugott Dietrich und Henriette Friederike Minna
Herbſt (Graſeweg 21 und Mansfelderſtraße 35/36). Der Kauf
mann Heinrich Friedrich Maximilian Harttorf und Jda Elſte
(Leipzigerſtraße 3 und Mansfelderſtraße 48). Der Bäcker Her
mann Ernſt Kummerow und Agnes Lidia Damm (Merſeburger-
ſtraße 13e und Weidenplan 6a). Der Mühlenbeſitzer Franz
Julius Ferdinand Bunge und Emilie Emma Elſte (Rabatz und
Blücherſtraße 8 a). Der Kaufmann Auguſt Friedrich Wilhelm
Joachim Wuthenow und Roſa Margarethe Krebs (Leipzig und
Wuchererſtraße 6). Der Dachdecker Wilhelm Karl Koſch und
Auguſte Luiſe Bertha Derouvaux (Schützengaſſe 2 und Zapfen-
ſtraße 14).

Geboren: Dem Schneider Wilhelm Jahn ein S., Willy
Walter Henriettenſtraße 36). Dem Hilfsvweichenſteller Karl
Kulf ein S., unbenannt Diemitz. Dem Bildhauer Hermann
Koch eine T., Frieda Martha (Harz 18). Dem Handarbeiter
Franz Stellfeld eine T., Martha Sofie (Mühlweg 11). Dem

Kaufmann Max Michaelis eine T., Ella (Schillerſtraße I. Dem
Polizeiboten Louis Becker ein S., Johannes Richard Walter
(Wuchererſtraße 10). Dem Handarbeiter Karl Sutzemann ein
S., Auguſt Otto (Feldſtraße 7). Dem Hilfshoboiſt Hermann
Grabow zwei S. Karl Auguſt Hermann und Adolf Otto
Bruno (Friedrichſtraße 22e). Dem Landbriefträger Edmund
Wandran eine T., Frieda (Blücherſtraße 5). Dem Lithograph
Albert Schmidt eine T., Joſephine Gertrud Albertine (Fleiſcher-
gaſſe 19). Dem Silberarbeiter Wilhelm Fuge eine T., Thereſe
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gda W 1). Dem Steinſetzer Hermann Saalfeld ein
Max Walter (Schloſſerſtraße 1).

Roſche ein S., Friedrich Guſtav (Oberglaucha).
Guſtav Brode ein S., Willy Guſtav (Große
Dem Bauunternehmer Auguſt Tinat ein S., Fritz Karl Paul
(Thorſtraße 35). Dem Schloſſer Bruno Gentzſch ein S., un
vbenannt (Liebenauerſtraße 6a). Dem Feuermann Karl Stephan
ein S., Karl und eine T., Emma (Alter Markt 3).

Geſtorben: Die Witwe Chriſtiane Johanne Marre, geb.
Keidel, 78 J. (Diemitz). Des Hilfsweichenſteller Karl Kulf
S., unbenannt 12 Stunden (Diemitz). Der Füſilier der
12. Komp. im Magdeburgiſchen Füſilier Regiment Nr. 36
Bruno Friedrich Gröbel, 24 J. (Garniſon Lazareth). Der
Kantor und Lehrer Jakob Lewandowsky, 79 J. (gr. Brauhaus-
gaſſe 4). Des Schloſſer Bruno Gentzſch T., unben. 4 Tage
Liebenauerſtr. 64). Des Schmied Otto Ackermann S. Karl
Otto, 2 J. Beeſenerſtr. 10/11). Des Schmiedemſtr. Hermann
Wiegand S. Ernſt Walther, 21 T. (Kellnergaſſe 3).

Jn letzter Woche verſtarben in hieſiger Stadt 41 Perſonen,
und zwar an: Herzlähmung 1, Gehirnhautentzündung 1,
Lungenſchwindſucht 4, Starrkrampf 1, Magen und Darm-
katarrh 2, chroniſche Gicht Maſtdarmkrebs 1, Knochenfraß
und Schlaganfall 1, Gehirntuberkuloſe 1, Lungenſchwindſucht
und Blaſeneiterung 1, Herzfehler 4, Leukämie 1, Atrophie
Blinddarmentzündung 1, Genickbruch 1, Brechdurchfall 2, Ge
hirnentzündung 2, Lungenentzündung 1, Rachitis 1, Grippe 1,
Gallenfieber 1, Scharlach 1, Magenkatarrh und Entkräſtung 1,
Abzehrung 1, Wandernde Lungenentzündung 1, Entkräftung 1,
Erhängung 1, Altersſchwäche 1, Ertrunken 1, Herzklappenfehler
nach Jnfluenza 1, Schlaganfall 1, Lungenatelektaſe 1. Hierunter
befinden ſich 6 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Orts-
fremde.

Dem Maler

Auf die Korbwaren-Fabrik von Franz Tejfölöſſy,
gr. Schlamm (Forelle), wird ganz beſonders auf

wegen Lokalwechfel 1

d 2

ind Neuorganiſation unſeres Geſchäfts.
Das Geſamtwarenlager iſt zum vollſtändigen Ausverkauf geſtellt.

merkſam gemacht.

f

e

a

Vor jährige Winterwaren, Garcklinen, Trikottailien, Shirting,
Bowlas, Seidenstoffreste

ſo lange der Vorrat reicht für die Hälfte und ein Dritteil des reellen Wertes.
Günſtige Gelegenheit moderne, neue und gute Waren beſonders billig zu erſtehen.

Ph. Iäebenthal Co.
Farrkat eke Leipzigerstrasse

Vom 1. Oktober neues Gesohäftelokal Leipzigerstrasse 103, im Hause des Hrn. Bruno Freitag.
S

sein. G 0senstrasse 5. die
e d v 7 eWeiß-, Brot- und Kuchenbäckerei

Es wird ſtets mein Beſtreben ſein mit guter und ſchmackhafter
Gefl. Aufträge ins Haus für

Hochachtungsvoll
Ernst Kanmammerouw, Bäckermeiſter.

6 e T ß d iGeſchäfts Anzeige.
Hiermit erlaube mir allen Freunden und Genoſſen anzuzeigen, daß ich mein

Tabake und Zigarren-Geschäft
verlegt habe

am 1. Juli übernommen habe
Ware meine mich beehrenden Freunde zufrieden zu ſtellen.
Giebichenſtein und Halle nehme gern entgegen.
773)]

von Schkeuditz nach hier, FIorätz zwingen
bekannt, ſo bitte um geneigten Zuſpruch.

Daſſende ſchöne Gegenſtände
t zu

Bäckerei Gbebernakfame,
Meinen werten Freunden und Genoſſen die ergebene Anzeige, daß ich in Giebhiehemn-

Verlosungen für (esellschaften und Vereine

Wohnungs

[755

Das mir kisher in
da die Güte meiner Waren

F. Hofmann.

Geiſtſtraße 49
und behalte mein altes Eeſchäftslekal Geiststrasse 38 bis zum 1. Okteber

o reichem Maße entgegengebrachte Wohlwollen bitte ganz
ergebenſt mir auch fernerhin erhalten zu wo en.

Otto Ssckröcker, Schuhmachermeiſter,
Geiſtſtraße 33 und 49.

-Anzeiger für Halle-iebichenſfein.
Expedition Rreitestrasse 77

h

Geſchäfts -Verlegung.
Mit heutigem Lage verlege mein

Stiefel und SchuhwarenLager
nebſt Anfertigung nach änass und Reparnatarwerkstatt nach

ebenfalls noch

Hochachtungévoll

ZD nNeue Tuchabfälle
kauft zum höchſten Preis und bittet alle Freunde

um Berückſichtigung [759
R. Brodle,

Mühlberg Nr. 1, Hof 1 Tr.
Zurückgekehrt vom Grabe meines ſo früh

und unerwartet dahingeſchiedenen mir unver
geßlichen Mannes Albert Banse iſt es
mir Herzensbedürfnis, Herrn Paſtor Dr. Jen

Dem Maurer Friedrich

lausſtraße 17).

W empfiehlt 8 c d Il8 Porzellan Tassen beſondere Jretewert Kaffee Bretter ar ch en,
9 J 9 1890 er Ware, ſehr ſchön, Pfd 75 Pfg.2 5 f 12 9 offeriert r [752enni9 95 za h o Ka atz, Geiſtſtr. 21.

2grosse Ulrichstrasse 35 (anſtoßend „Gold. Schiffchen“). 8 Beste Berliner Schmierseife

208300000 es 8 per Pfd. f. 719aushalt- und Kaiserdüsten Alle Sorten Waſchſeifen
Küchen-Einrichtungs- e und verschied. Figuren 9 nur von den beſten zu den billigſten Preiſen.

2 Gegenstände. 35 cm gross. 8 A. Stemm lerTesocoeoooeeooooees DTDI 8 2 2 IWüäsche- Leinen 14 m lang 25 Pfg., Wäseheseiſe Riegel 25 Pfg. 9 uchererftr. 42 a. e
spielwaren für Kinderſeste in sehr reicher Auswahl. 9 Jischgäste wer t u

5

en neeoaeeéeoöòooeeeSo er eecereceeeeee, eeeeere en e

rich für die reichen Troſtesworte hiermit
meinen aufrichtigſten Dank auszuſprechen.
Dank dem Krieger-Verein und ſeinen Kollegen,
welche ihn ſo ehrenvoll zu ſeiner letzten Ruhe
geleiteten und allen, die ſeinen Sarg mit
Blumen ſchmückten. Möge der liebe Gott alle
vor einem ähnlichen Schickſalsſchlage bewahren.

Trotha den 30. Juni 1890. [776
Die tieftrauernde WitweEine Schlafſtelle offen b. Köhler, Kaulenberg 3

Redaktion von Rich. Jllge, Verlag von Aug. Groß, Druck von Benthin Comp., ſämtlich in Halle g. S.
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Amalie Banſe nebſt Sohn.
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